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beiträge-Gesetz 1958 aber auch für die Wasser-
Leitungs- und Müllabfuhr-Anschlußgebühr geltenden
Feststellung ist nach der derzeit gegebenen Rechts-
lage die Einhebung einer Kanal-Anschlußgebühr,
Wasserleitungs-Arrschlußgebühr oder Müllabfuhr-
Anschlußgebühr durch die Gemeinde nicht vor dem
Anschluß des betreffenden Objektes an die ge-
meindeeigene Kanalisations- bzw. WaS'serversor-
gungsanlage bzw. Einrichtung zur Abfuhr oder Be-
seitigung von Müll möglich. In der Praxis müssen
daher die durch Interessentenbeiträge aufzubringen-
den Kosten für die Errichtung derartiger, meist einen
sehr hohen Aufwand erfordernden VersQrgungse-in-
richtungen von den Gemeinden vorfinanziert werden.
Daraus ergeben sich in vielen Fällen Belastungen,
welche die Finanzkraft der betreffenden Gemeinden
weit übersteigen. Auch der von manchen Gemein-
den 'eingeschlagene Weg, von den Gebührenpflich-
tigen bereits vor der Herstellung des Anschlusses
durch privatrechtliche Vereinbarungen Vorauszah-
lungen zu erlangen, hat sich in der Praxis als unzu-
länglich erwiesen.

Bericht des Ausschusses für allQemeine innere AnQeleQenheiten
betreffend das Gesetz, mit dem das Interessentenbeiträge-Gesetz 1958 geändert

wird

(L - 31412 - XX)

(

Das Interessentenbeiträge-Gesetz 1958,LGBLNT. 28,
in der Fassung der Novelle LGBl. NT. 55/1968 er-
mächtigt im Sinne des § 8 Abs. 5 des Finanz-Ver-
fassungsgesetzes 1948,BGBLNT. 45, die Gemeinden,
"auf Grund eines Beschlusses der Gemeindevertre-
tung folgende Interessentenbeiträge von Grund-
stückseigentümern und Anrainern zu erheben:
a) den Beitrag zum Anschluß an eine gemeinde-

eigene Kanalisationsanlage (Kanal-Anschluß-
gebühr);

b) den Beitrag zum Anschluß an eine gemeinde-
eigene Wasserversorgungs anlage (Wasser lei-
tungs-Anschlußgebühr) ;

c) den Beitrag zum Anschluß an eine gemeinde-
eigene Einrichtung zur Abfuhr und Beseitigung
von Müll (Müllabfuhr-Anschlußgebühr)".

Gemäß § 1 Abs. 2 des Interessentenbeiträge-
Gesetzes 1958 sind diese Interessentenbeiträge auf
die einzelnen leistungspflichtigen Grundstückseigen-
tümer oder Anrainer jeweils nach einem einheü-
lichen objektiven Teilungsschlüssel aufzuteilen. Da-
bei darf an Interessenterrbeiträgen jeweils nicht mehr
erhoben werden, als den von der Gemeinde ge-
leisteten oder voranschlagsmäßig zu leistenden Auf-
wendungen entspricht. Die Höhe der Interessenten-
beiträge darf ferner nicht in einem wirtschaftlich
ungerechtfertigten Mißverhältnis zum Wert der die
Beitragspflicht begründenden Liegenschaft und über-
dtes zu dem für die Liegenschaft aus der Anlage oder
Einrichtung entstehenden Nutzen stehen (§ 1 Abs. 3).
Die näheren Bestimmungen hat gemäß § 2 des Inter-
essentenbeiträge-Gesetzes 1958 die Gemeindever-
tretung in einer Beitragsordnung zu regeln, die
gleichzeitig mit dem Beschluß über die Erhebung
eines Interessentenbeitrages zu erlassen ist.

Das Interessentenbeiträge-Gesetz 1958 enthält
keine ausdrückliche Bestimmung über die Fälligkeit
der Interessentenbeiträg,e. In seinem Erkenntnis
Slg. 6192/1970hat jedoch der Verfassungsgerichtshof
zur Frage der Fälligkeit der Interessentenbeiträge
festgestellt, "daß in der Ermächtigung der Gemeinde,
als Interessenterrbeitrag eine Kanal-Anschlußgebühr
zum Anschluß an e-ine gemeindeeigene Kanalisa-
tionsanlage zu erheben (§ 1 Abs. 1 lit. a), jedenfalls
auch eine Bestimmung darüber liegt, daß eine solche
Gebühr mit dem Zeitpunkt des Anschlusses an die
Kanalisatiorrsanlage fällig wird".

Nach dieser vom Verfassungs gerichtshof zunächst
für dte Kanal-Anschlußgebühr getroffenen, infolge
der gleichgelagertenRegelung im Interessenten-

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf sollen daher
(Z. 2 des Entwurfes) - einem vom Oberösterreichi-
schen Gemeindeibund und vom Osterreichischen
Städtebund,Landesgruppe Oberösterreich, gemein-
sam vorgetragenen Wunsch Rechnung tragend - die
Gemeinden gesetzlich ermächtigt werden, unter be-
stimmten, im Gesetzentwurf umschriebenen Voraus-
setzungen Vorauszahlungen auf die bei der Her-
stellung des Anschlusses an eine gemeindeeigene
Kanalisationsanlage, Wasserversorgungsanlag~ oder
Müll abfuhr- bzw. Müllbeseitigungseinrichtung . 'zu
leistenden Interessentenbeiträge bis zu einer Höhe
von 80 v. H. zu erheben. Durch diese Regelung,
welche sich inhaltlich an den § 11 des Salzburger
Gesetzes über die Leistung von Interessentenbei-
trägen für die Herstellung gemeindeeigener Ab-
wasseranlagen im Geltungsbereich der Salzburger
Landbauordnung, LGBL für Salzburg NT. 16111962,
anlehnt, sollen die Gemeinden in die Lage versetzt
werden, einen Teil der Summen, welche nach der
geltenden Rechtslage als Interessentenbeiträge der
Gemeinde e,rst bei der Durchführung der Anschlüsse
zuflteßen, bereits während des Baues der betreffen-
den Versorgungsanlage einzuheben, um auf diese
Weise eine finanziell gesicherte, zügige und damit
letztlich auch wieder kostensparende Baudurchfüh-
mng zu ermöglichen. Von der Verpflichtung zur
Leistung von Vorauszahlungen auf Interessenten-
beiträge sollen jedoch von vornherein nur diejenigen



2 BeHage 379/1973 zum kurzschriftlichen Bericht des o. ö. Landtages, XX. Gesetzg.ebungsperiode

Grundstücks eigentümer oder Anrainer getroffen
werden, deren Grundstücke sowohl nach dem vor-
liegenden Projekt der Anlage (Einrichtung) als auch
nach den dafür maßgeblichen Rechtsvorschriften an
die betreffende Versorgungsanlage anzuschließen
sind. Für den Fall, daß die geleist-ete·Vorauszahlung
den endgültig zu leistenden Interessentenbeitrag
übersteigt oder infolge Änderung der Verhältnisse
die Pflicht zur Leistung eines Interessentenbeitrages
voraussichtlich nicht mehr entsteht, enthalten die
neuen Abs. 7 und 8 des § 1 des Interessentenbeiträge-
Gesetzes 1958 die erforderlichen Regelungen.

Im Gegensatz zu Z. 2 bezweckt Z. 1 des vorliegen-
den Gesetzentwurfes keine inhaltliche Ände-rung
gegenüber der geltenden Rechtslage, sondern nur
eine Klarsbellung, und zwar in zwe·ifacher Hinsicht:

1. Die im § 1 Abs. 1 lit. abis c des Interessenten-
beiträge-Gesetzes 1958 jeweils verwendete Fas~
sung "Beitrag zum Anschluß" könnte allenfalls
zu e,iner Auslegung führen, wonach Interessen-
tenbeiträge nach diesem Gesetz nur Beiträge zu
den Kosten des Anschlusse's an eine gemeinde-
eigene Kanalisa tionsanlage, Wasserversorgungs-
anlagle ode'r Müllabfuhr- bzw. Müllbeseitigungs-
einrichtung nicht aber Beiträge zu den Kosten
dieser Anlage (Einrichtung) selbst (Beiträge zu
den Errichtungskosten) sind. Daß eine solche
Auslegung dem Sinn und Zweck des Gesetzes
nicht entspricht, rergibt sich aus dem Zusammen-
hang der einschlägigen gesetzlichen Bestimmun-
gen ebenso wie aus der bisher vorliegenden
Judikatur des Verfassungsgerichtshofes (Erkennt-
nis Slg. 5949/1969). Demnach stellen die Worte
"Beitrag zum Anschluß" im § 1 Ab's. 1 lit. abis c
des In1Jeressentenbeiträge-Gesetzes 1958 nicht
auf Beiträge zu den Anschlußkosten, sondern auf'
Beiträge ab, die aus Anlaß des Anschlusses an
bestimmte gemeindeeigene Anlagen (Einrichtun-
gen) zu entrichten sind. Also sind Interessenten-
beiträgle nach die-sem Gesetz nicht Beiträge zu
den Arrschlußkosten, sondern Beiträge zu den Er-
richtungskosten der jeweiligen Anlage (Einricb-
tung), an die angeschlossen wird. Mit der vorge-
sehenen Neuformulierung soll dies sowohl im
Zusammenhang mit der Neuregelung für Voraus-
zahlungen (Z. 2 des Gesetzentwurfes) als auch im
Zusammenhang mit den einschlägigen Bestim-
mungen über die Anschlußpflicht (vergleiche § 2
Abs. 2 des Gemeinde-Wasserversorgungsge~
setzes, LGBl. Nr. 3811956, und § 36 Abs. 2 des in
Beratung sbehenden Entwurfes einer O. Ö. Bau-
ordnung) klargestellt werden.

Gleichzeitig kann die im Gesetz enthaltene Zitie-
rung des Finanzausgleichsgesetzes 1967 dem
neuesten Stand (Finanzausgleichsgesetz 1973) an-
gepaßt werden.

Nimmervoll
Obmann-Stell vertreter

2. Das Interessentenbeiträge-Gesetz 1958 sieht Bei-
träge zu den Kosten bestimmter gemeindeeigener
Anlagen bzw. Einrichtungen vor. Bei sehr enger
Ausle-gung könnte unter "gemeindeeigener An-
lage" auch nur eine Anlage vrerstanden werden,
die zur Gänze im Eigentum einer Gemeinde steht.
Eine derartige Auslegung wäre insofern abzu-
lehnen, als die Gemeinden die ihnen obliegenden
öffentlichen Aufgaben vielfach unter Heran-
ziehung von nicht oder nicht vollständig in ihrem
Eigentum stehenden Einrichtungen besser und
zweckmäßiger -erfüllen können als mit Ein-
richtungen, die vollständig im Eigentum der Ge-
meinde stehen. Voraussetzung für die Einhebung
eines Interessentenbeitrages zu bestimmten ge-
meindeeigenen Anlagen (Einrichtungen) nach dem
Interessentenbe-iträge-Gesetz 1958 soll sein daß
e-ssich um Anlagen (Einrichtungen) handelt, deren
sich die Gemeinde zur Erfüllung ihrer öffentlichen
Aufgaben bedient, sofern dies nur auf Rechnung
und unter der Verantwortung der Gemeinde ge-
schieht. Dem letztgenannten Umstand kommt in-
sof,ern besondere Bedeutung zu, als jedenfalls
sichergestellt werden muß, daß aus deT Beitrags-
verpflichtung nach § 1 Abs. 1 nur Rechtsbeziehun-
gen zwischen den einzelnen Beitragspflichtigen
und der Gemeinde, nicht aber zwischen den ein-
zelnen Beitragspflichtigen und ,einem allfälligen
Dritten, dem die Anlage ganz oder teilweise ge-
hört, begründet werden. Dieser Dritte soll aus-
schließlich zu der Gemeinde in Re-chtsbeziehun-
gen stehen und keine unmittelbare Einflußmög-
lichkeiten auf die einzelnen Beitragspflichtigen
erhalten. Nur wenn die Beitragspflicht der ein-
zelnen Ve-rpflichteten ausschließlich gegenüber
der Gemeinde besteht, ist letztlich auch sicher-
gestellt, daß die eingehobenen Beiträge für
öffentliche Aufgaben der Gemeinde verwendet
werden. Wird die Anlage (Einrichtung) nicht auf
Rechnung und unter der Verantwortung der Ge-
meinde, sondern auf Rechnung und unt€r der
Verantwortung eines Dritten betrieben, so ist
die Entrichtung von Leistungsentgelten eine An-
gelegenheit des Privatrechtes und im VeTtrags-
weg zwischen den Beteiligten zu regeln. Der vor-
gesehene letzte Satz des § 1 Abs. 1 des Inter-
essentenbeiträge-Gesetzes 1958 soll diese Re'dlts-
lage klarstellen.

Der Ausschuß für allgemeine innere Angelegen-
heiten beantragt, der Hohe Landtag möge das bei-
gefügte Gesetz, mit dem das Interessentenbeiträge-
Gesetz 1958 geändert wird, beschließen.

Li n z, am 9. Juli 1973

Oberreiter
Berichter·statter

(

(
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Gesetz

vom .
mit dem das Interessentenbeiträge-Gesetz 1958 geändert wird

(

Der o. Ö. Landtag hat beschlossen:

Das Interes'Sentenbeiträge-Gesetz 1958,
LGBl. Nr. 28, in der Fassung des Landesgesetzes
LGBl. Nr. 55/1968 wird wie folgt geändert:

1. § 1 Abs. 1 hat zu lauten:

,,(1) Die Gemeinden werden ermächtigt, auf
Grund eines Beschlus'Ses der Gemeindevertre-
tung folgende Interessentenbeiträge von
Grundstückseigentümern und Anrainern (der-
zeit § 13 Abs. 1 Z. 15 des Finanzausgleichsge-
setze'S 1913, BGBl. Nr. 445/1912) zu erheben:
a) den Beitrag zu den Kosten de-r Errichtung

einer gemeindeeigenen Kanalisationsanlage
- Kanal-Anschlußgebühr;

b) den Beitrag zu den Kosten der Errichtung
einer gemeindeeigenen Wasserversorgungs-
anlage - Wass.erleitungs-Anschlußgebühr;

c) den Beitrag zu den Kosten der Errichtung
einer gemeinde eigenen Einrichtung zur Ab-
fuhr oder Beseitigung von Müll - Müllab-
fuhr (Müllbesei tigungs) -An'Schlußge bühr.

Als gemeinde eigen im Sinne die·ses Gesetzes
gilt 'eine Anlage (Einrichtung), deren 'Sich die
Gemeinde zur Erfüllung der ihr obliegenden
öffentlichen Aufgaben bedient, auch dann,
wenn die Anlage (Einrichtung) nicht oder nicht
zur Gänze im Eigentum der Gemeinde steht."

2. Dem § 1 werden als neue Absätze angefügt:

,,(4) Die Interessentenbeiträge werdeJt. mit
dem Anschluß an die gemeindeeigene Anlage
(Einrichtung) gemäß Abs. 1 lit. a, bader c fällig.

(5) Liegt für eine gemeindeeigene Anlage
(Einrichtung) g.emäß Abs. 1 lit. a, bader c oder
für die Erweite·rung einer solchen Anlage
(Einrichtung) ein mit einem Kostenvoranschlag
belegtes Projekt vor, wurden die nach den
jeweil'S in Betracht kommenden gesetzlichen
Vorschriften allenfalls erforderlichen behörd-
lichen Bewilligungen für die Errichtung bzw.
ErweHerung der Anlage (Einrichtung) auf
Grund dieses Projektes .erteilt und hat die
Gemeinde die Errichtung bzw. Erweiterung
der Anlage (Einrichtung) nach diesem Projekt
beschlossen und finanz~ell sichergestellt, so i'St
die Gemeinde berechtigt, auf Grund eines Be-
schlusses der Gemeindeve-rtretung vom Zeit-
punkt des Baubeginne'S an Vorauszahlungen
auf die nach Abs. 1 lit. a, bader c zu leisten-
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den Interessentenbeiträge zu erheben. Zur Lei-
stung von Vorauszahlungen sind jene Grund-
stückseigentümer und Anrainer verpflichtet,
die nach den jeweils hiefür maßgeblichen Vor-
schriften sowie nach dem Projekt der Anlage
(Einrkhtung) zum Anschluß verpflichtet sind.

(6) Die Vorauszahlungen (Abs. 5) sind ein-
heitlich in einern Hundertsatz jenes Hetrages
zu erheben, der von dem betreffenden Grund-
stückseigentümer oder Anrainer unter Zugrun-
delegung der Verhältnisse im Zeitpunkt der
Vorschreibung der Vorauszahlung als Inter-
essentenbeitrag nach Abs. 1 zu entrichten
wäre. Der Hundertsatz darf 80 v. H. dieses Be-
trages nicht übersteigen.

(7) Ergibt sich bei derVorschreibung des Inter-
essentenbeitrages, daß die von dem betref-
fenden Grundstückseigentümer oder Anrainer
bereits geleistete Vorauszahlung (Abs. 5) den (:
vorzuschreibenden Int,eressentenbeitrag über- .
steigt, so hat die Gemeinde den Unterschieds-
betrag innerhalb von zwei Wochen ab der Vor-
schreibung des Interessentenbeitrages von
Amts wegen zurückzuzahlen.

(8) Ändern sich nach Leistung der Voraus-
zahlung (Abs. 5) die Verhältnisse derart, daß
die Pflicht zur Entrichtung eines Interessenten-
beitrages voraussichtlich überhaupt nicht ent-
stehen wird, so hat dte Gemeinde die Voraus-
zahlung innerhalb von vie-r Wochen ab der
maßgeblichen Änderung, spätestens aber inner-
halb von vier Wochen ab Fertigstellung der
Anlage (Einrichtung), verzinst mit 4 v. H. pro
Jahr ab Leistung der Vorauszahlung, von Amts
wegen zurückzuzahlen."


